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Einleitung
Ulrike Hemberger

Zu Herausforderungen und Umgangsweisen mit 
medialer Berichterstattung in autoritären Regi-
men fand im Juni 2017 ein Symposium „Informa-
tionsfreiheit unter Druck” an der Alice Salomon 
Hochschule, Berlin statt. Türkische und deutsche 
Journalist*innen, Menschenrechtsaktivist*innen, 
Sozialwissenschaftler*innen und Studierende spra-
chen über die Situation in der Türkei, um zu verste-
hen, wie repressive Regimes Druck auf Kritiker*innen 
ausüben und um zu diskutieren, wie darauf – auch im 
Sinne einer länderübergreifenden solidarischen Un-
terstützung – reagiert werden kann.
Es gab Vorträge von türkischen, türkisch-kur-
dischen und deutschen Journalist*innen und 
Akademiker*innen, sowie von Menschen, die sich für 
Presse- und Informationsfreiheit engagieren und ak-
tivistisch oder beruflich mit dem Thema verbunden 
sind. Im Folgenden werden hier einige dieser Positi-
onen, zusammengestellt. Gemeinsam ist diesen Ana-
lysen, dass sie die große Bedeutung, die diese Freihei-
ten für Demokratien haben, betonen und sich dafür 
einsetzen, die aktuellen demokratiebedrohenden 
Dynamiken zu analysieren und auf Handlungsmög-
lichkeiten zur Verteidigung und Weiterentwicklung 
von Freiheits-, und Menschenrechten aufmerksam zu 
machen.
Aktuelle Verbots- und Verhaftungsfälle in der Türkei 
nimmt Andrea Plöger zum Anlass um die weltweite  

Entwicklung sich immer stärker medialisierender 
und kommerzialisierender Öffentlichkeitsformen zu 
skizzieren. Nach den im weltweiten Protestzyklus 
zwischen 2010 und 2013 entstandenen "Networked 
Social Movements" skizziert sie Formen ihrer Zer-
schlagung und die daraus folgenden Bedrohungen 
demokratischer Entscheidungsfindung. Hier werden 
auch direkte Bezüge zur Bedeutung dieser Entwick-
lungen für die Soziale Arbeit als Menschnrechtspro-
fession hergestellt.
Im Artikel Will the Revolution not be Televised? unter-
sucht Christian Schröder Chancen und Gefahren digi-
taler Kommunikationsentwicklung für soziale Bewe-
gungen und Proteste. Angesichts von Entwicklungen 
wie Filterblasen, Fake-News, Targeting u.a. ist die ge-
sellschaftliche Befähigung, vom eigenen Recht auf 
Kommunikation Gebrauch zu machen eine für Demo-
kratien essenzielle Bildungsaufgabe. Soziale Arbeit ist 
hier aufgefordert ihr politisches Mandat zu schärfen 
und weiter zu entwickeln.
Anhand des Falls der türkischen Friedensinititati-
ve ‚Academics for Peace‘  beschreibt Muzaffer Kaya, 
wie Erdogans Machtpolitik seit 2015 die Kette von 
Gewalt und Krieg wieder anheizte und bis heute 
jegliche oppositionelle Bewegung immer stärker un-
terdrückt. Dies zeigt sich in der Zerschlagung der So-
zialen Bewegungen - die gerade im Begriff waren -, 
friedensbildende Kommunikation und Innovationen 
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zur Demokratisierung der türkischen Gesellschaft 
auf den Weg zu bringen, wie auch in der Verfolgung 
und Vertreibung ‚unliebsamer‘ Personen, der Bom-
bardierung kurdischer Städte und vielen anderen 
Menschenrechtsverletzungen. Diese immer weiter 
eskalierende Entwicklung wird aus drei Perpektiven 
als Faschisierungsprozess charaktisiert – aus der des 
betroffenen Wissenschaftlers Kaya, der des ebenfalls 
aus der Türkei geflohenen Journalisten und ehema-
ligen Studenten der ASH, Fehmi Katar und der der 
deutschen Sozialwissenschaftlerin und freien Jour-
nalistin Johanna Bröse. Sie appellieren an alle auch 
außerhalb der Türkei Lebenden, den starken demo-
kratischen Widerstand in der Türkei wahrzunehmen, 
ihm größere öffentliche Aufmerksamkeit zu verschaf-
fen und ihn zu unterstützen. Denn die beschriebenen 
Entwicklungen massiver und Gesellschaften struktu-
rell durchziehender Bedrohung von Menschen- und 
Freiheitsrechten sind ein globales Phänomen. Sie be-
drohen uns uns alle.
Im Interview zum Wokshop Ad-Busting praktisches 
Know-how für intellektuelle Selbstverteidigung und ge-

gen visuelle Fremdbestimmung spricht der ASH Studie-
rende Tobias Häußler darüber, wie Bezüge zwischen 
Kommunikationsrechten und Sozialer Arbeit herge-
stellt werden konnten.
Die 2015 verabschiedete Charta der freien Medien bot 
für das Symposium an der ASH einen wichtigen Im-
puls. Auf diese globalen Entwicklungen reagierend, 
gründete sich 2001 im Rahmen des Weltsozialforums 
ein transnationales Netzwerk freier Medien, dessen 
Diskussionsstränge, Organisationsstrukturen und Ak-
tionsfelder Christan Schröder nachzeichnet.
Im letzten Beitrag Eine andere Kommunikation ist mög-
lich. Die Entwicklung eines transnationalen Netzwerks 
freier Medien – Ein Gespräch mit Rita Freire hat Christian 
Schröder eine der Mitbegründer*innen des Weltfo-
rums der Freien Medien, die brasilianische Journalis-
tin Rita Freire, zum Stand der Bewegungen und des 
Weltsozialforums nach dem Coup in Brasilien befragt.

Ulrike Hemberger, Prof. für Soziale Kulturarbeit - Film 
und Medienpädagogik, ASH Berlin

Unter dem zum Symposium eingeladenen Wissen- 
schaftler*innen, Journalist*innen, Medienaktivist*innen 
und Sozialarbeiter*innen, die sich zwischen der Türkei 
und Deutschland bewegen und in beiden Kontexten 
zuhause sind, waren auch eine Vertreterin von Repor-
ter ohne Grenzen und eine Vertreterin des Weltforums 
der Freien Medien.
Das ebenfalls eingeladene Frauenmedienkollektiv Ga-
zete Şûjin aus Diyarbakir konnte keine Vertreterin schi-
cken, da ein Visum mit der Begründung verweigert 
wurde, dass das Medium bereits mehrfach verboten 
worden sei, was auch kurz nach dem Symposium er-
neut der Fall war.
Şûjin gründete sich im Dezember 2016 und wurde 
aufgrund eines Erlasses im Rahmen der Erklärung des 
Ausnahmezustandes im August 2017 geschlossen. In 
ihrer ersten E-Mail, einer Antwort auf unsere Einladung, 
schrieb eine der Journalistinnen: "die Medienfreiheit 
wollt ihr verteidigen, aber um die Journalist*innen 
kümmert ihr euch nicht". Sie schreibt weiter: "In einer 
Welt, in der Frauen gesagt wird, dass sie ruhig sein 
sollen, wollen wir mit unserem "packing needle jour-
nalism" die Stimme der Frauen in den Medien sein. In 
unserem Magazin überschreiten wir bewusst die Gren-

zen, die die Medien oder andere für eine akzeptable 
Frauenrolle vorsehen. […] Wir sind daher oftmals be-
droht worden und unsere journalistische Arbeit wird 
immer wieder behindert […] aber oftmals waren wir 
eine wichtige Quelle aktueller Nachrichten, wenn an-
dere Magazine geschlossen wurden."

SMS vom Präsidenten um Mitternacht
Auf dem Pressefreiheit Index von Reporter ohne Gren-
zen ist die Türkei von Platz 102 im Jahr 2008 auf Platz 
155 im Jahr 2017 abgerutscht. Gegen die Definition 
von den "Feinden der Türkei" im Inneren gibt es we-
nig lautstarke Kritik1. Indem echte und vermeintliche 
Gülen Anhänger*innen, jene, die über den Genozid an 
den Armenier*innen sprechen, LGBT*Q, Feministinnen 
und solche, die es ablehnen von ihrem Präsidenten 
nachts per SMS zur Abstimmung für eine Verfassungs-

1 	 Stattdessen blüht der Handel mit der Türkei wie nie zuvor, das Han-
delsvolumen hat sich in den letzten 10 Jahren verdoppelt. Drei Milliarden sind 
bereits im Rahmen des "Flüchtlingsabkommens" an die Türkei gezahlt worden. 
Es drängt sich der Eindruck auf, dass eine autoritäre und Krieg im Innern wie 
im Äußeren führende Türkei besser in die EU passt als das Land, das sich noch 
vor 10 Jahren im Aufbruch befand und in dem der Dialog mit allen jenen, die 
nun zu Volksfeinden erklärt werden, gesucht wurde.	
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änderung aufgefordert zu werden2, bedroht werden, 
dient dies in der Quintessenz einer Unterdrückung 
aller, die einfach nicht die Menschenrechte als Sekun-
därtugenden hinter der Vaterlandsliebe sehen wollen.
Dies ist keine Entwicklung, die sich auf Verhältnisse in 
einem Land wie der Türkei beschränkt, in vielen Staaten 
der Welt können Menschen ihr in Artikel 19 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte3 festgeschrie-
benes Recht auf Meinungs- und Informationsfreiheit 
nicht ohne Gefahr in Anspruch nehmen. Das bedeutet 
auch, dass Menschenrechtsverletzungen nicht mehr 
an eine breitere Öffentlichkeit kommuniziert werden 
können und Formate wie Şûjin, die sich für die Rech-
te von Frauen und Kindern und Opfern des Krieges 
im Nordosten des Landes einsetzen, in ihrer Existenz 
bedroht sind. Neben der direkten Repression gegen 
Journalist*innen und einer direkten Bedrohung von 
Presse- und Meinungsfreiheit, lassen sich gerade auch 
die Folgen einer Subsumierung von Medien und ihren 
Inhalten unter die Mechanismen des Marktes, erfahren. 

Informationen als Ware
Nach den Kämpfen um Unabhängigkeit im Globalen 
Süden in den 1960er Jahren, entspann sich eine De-
batte um Kommunikationsrechte im Rahmen der Na-
tions Educational, Scientific and Cultural Organization 
(UNESCO), in der die Staaten des Globalen Südens für 
sich das Recht in Anspruch nehmen wollten, ihren ei-
genen Mediensektor aufzubauen ohne (neo-)kolonia-
le Einmischung seitens der Länder des Globalen Nor-
dens. Angestoßen durch diese Debatte erschien 1980 

2 	 SMS des türkischen Präsidenten, Recep Tyyip Erdoğan, an alle Mobil-
telefone mit Turkcell und Vodafone Vertrag in der Türkei kurz nach Mitternacht 
am 16.7.2016: "Als Ihr Präsident gratuliere ich Ihnen am 15. Juli zum Tag der De-
mokratie und der Nationalen Einheit. Möge Gott Erbarmen mit unseren Märty-
rern haben. Ich wünsche unseren Veteranen Gesundheit und Wohlbefinden."
3 	 § 19: "Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäusserung; 
dieses Recht umfasst die Freiheit, Meinungen unangefochten anzuhängen 
und Informationen und Ideen mit allen Verständigungsmitteln ohne Rück-
sicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten".	

der von der UNESCO in Auftrag gegebene MacBride 
Report (Titel: "Many Voices, One World"), der den Ein-
fluss des Globalen Nordens auf Medien und ihre Inhal-
te begrenzen sollte - zugunsten einer eigenständigen 
Entwicklung von Mediensektoren in den Ländern des 
Globalen Südens. 1984 verließen die USA die UNESCO 
und platzierten ab 1986 Medieninhalte erfolgreich in 
den Verhandlungen auf Ebene der World Trade Orga-
nization (WTO) und den General Agreement on Trade 
and Services (GATS) Runden4. Dem Geist des Neolibera-
lismus folgend sollten fortan auch Medieninhalte und 
Mediensektoren durch die ordnende Hand des freien 
Marktes bestimmt werden.
Die Folgen waren eine rasante Kommerzialisierung 
der Mediensektoren weltweit, die vertikale und ho-
rizontale Integration von Medienunternehmen und 
die Herausbildung von einigen wenigen "global 
players" Anfang der 1990er Jahre.5 Die Medienin-
halte betreffend, führte dies vielfach zu einer im-
manenten Zensur: Programmdirektor*innen rich-
teten sich gegen allzu kritische und deprimierende 
Inhalte, um Werbekunden nicht zu verschrecken 
und Firmen nahmen Einfluss auf die Programmge-
staltung, der von ihnen erworbenen Medienfor-
mate, Unterhaltung und Information verschmol-
zen mitunter zu "Infotainment". Die Funktion der 
Medien für die öffentliche Sphäre und damit das 
Gelingen demokratischer Prozesse kann so kaum 
mehr erfüllt werden (vgl. auch Vorwort (1990)  
von Jürgen Habermas zur Neuauflage seines Buches 
von 1962 "Strukturwandel der Öffentlichkeit").  

4 	 1986 wurde der audiovisuelle Sektor erstmals in die Verhandlun-
gen zur Liberalisierung des Welthandels in der so genannten Uruguay Runde, 
wo aus dem "General Agreement on Tariffs and Trade" (GATT) erstmals das 
"General Agreement on Trade and Services" (GATS) wurde, also Dienstleis-
tungen generell in die Verhandlungen mit einbezogen wurden.	
5 	 Die vier einflussreichsten und umsatzstärksten Medienunter-
nehmen waren zu Beginn der 1990er Jahre Disney, Time Warner, News 
Coroporation (mit u.a. Fox News), Bertelsmann und Vivendi, alle hatten 
ihren Hauptsitz entweder in den USA oder Europa.	

Digitalisierung als Chance für die Durchsetzung 
von Kommunikationsrechten
Zur selben Zeit richteten sich die Hoffnungen von 
Medienaktivist*innen und Journalist*innen sowie sozi-
alen Bewegungen zunehmend auf das sich – vor allem 
im Globalen Norden – rasant verbreitende Internet. Als 
"two – way medium" sei es geeigneter als jedes Medi-
um zuvor, die Partizipation und damit letztlich auch die 
Demokratie in einer Art virtueller Agora, einer Art "tele-
democracy" (Arterton 1987) zu fördern. Als das für rein 
militärische Zwecke entwickelte Medium im Globalen 
Norden und den Zentren in den 1990er Jahren zu einem 
Massenmedium wurde, setzten viele emanzipatorische 
Kräfte auf dieses Medium. Das Internet bot auch sozia-
len Bewegungen, die kaum über Ressourcen verfügten, 
einen Resonanzraum für die Verbreitung ihrer Anliegen 
und ein Forum für den Austausch mit Aktivist*innen 
aus aller Welt. Eine Zensur von unliebsamen Medien-
inhalten seitens von Regierungen bzw. Unternehmen 
erschien in diesem Medium als schwierig. Doch bereits 
kurz nach der Einführung des Internets als Massenme-
dium, gab es Bestrebungen, nun auch die digitalen Me-
dien für kommerzielle Interessen nutzbar zu machen 
und nach ihren Wirkungsmechanismen zu formen6.

Der Protestzyklus von 2011
Als Ende 2010 der so genannte Arabische Frühling be-
gann, waren die Proteste in Bahrain, Tunesien, Ägyp-
ten, im Jemen, in Syrien und Libyen der Auftakt für 
einen Protestzyklus, zu dem auch die Occupy Bewe-
gung, die Anti-Austeritätsproteste in vielen europä-
ischen Ländern, die Proteste gegen eine autoritäre 
und korrupte Regierung wie im Senegal, in Kamerun 

6 	 1994 entwarf der neoliberale US-amerikanische Think Tank 
The Progress & Freedom Foundation eine Magna Carta for the Knowledge 
Age, in der bereits die Kommerzialisierung des Internets und eine weitere 
Deregulierung des Mediensektors beschworen wurden . Im selben Jahr wur-
den auch auf Ebene der Europäischen Union mit dem Bangemann Report 
Empfehlungen für den Europäischen Rat formuliert, die die Digitalisierung 
als Auftakt zu einer weiteren Deregulierung begreifen.	

und in der DR Kongo und weltweit ähnliche soziale 
Bewegungen und Proteste in über 60 Ländern im Jahr 
2011 zu rechnen sind. Zentrale Anliegen waren das 
Recht auf ein Leben in Würde (mit der Möglichkeit 
von seiner Arbeit leben zu können), die Umsetzung 
von Gestaltungs- und Mitspracherechten in der De-
mokratie, wozu auch Kommunikationsrechte zählen.
Der Erfindungsreichtum der Aktivist*innen, die sozi-
ale Medien gegen Zensur und Repression in Stellung 
brachten, war eines der hervorstechenden Merkmale 
dieses weltweiten Protestzyklusses der auch daher als 
"Networked Social Movements" (Castells 2012) betitel-
ten Bewegungen.
2013 entwickelten sich in Istanbul – aus ähnlichen Mo-
tiven – die Gezi Park Proteste, die  geplante 
Vernichtung eines Parks im Stadtzentrum von Istanbul 
zugunsten einer weiteren Shopping Mall war der Aus-
löser für eine weiter gefasste Kritik an Korruption, ei-
nem autokratischen Politikstil und der Unterdrückung 
von Diversität in der Gesellschaft. Auch die Gezi Park 
Proteste brachten verschiedene Citizen Media hervor 
und bedienten sich alternativer und sozialer Medien. 

Filterblasen, Trolle, Hate Speech und Targeting
Diese "Networked Social Movements", die Hoffnun-
gen auf mehr Partizipation, mehr soziale Gerechtigkeit, 
weniger Willkür, Korruption und Autokratie genähert 
hatten, wurden in vielen Staaten zerschlagen. In Li-
byen, im Jemen und in Syrien herrscht seitdem Krieg. 
Journalist*innen und Aktivist*innen der Bewegungen 
sind gestorben, geflohen und werden weiterhin gefan-
gen genommen, getötet und gefoltert. Die westlichen 
Staaten, die ihnen anfänglich applaudiert hatten, haben 
ihre Grenzen weitestgehend für sie geschlossen.
Die Anzeichen, dass Regierungen weltweit viel aus dem 
Arabischen Frühling und der kreativen Nutzung von 
sozialen Medien durch Aktivist*innen gelernt haben 
und einer solchen Nutzung inzwischen einen Riegel 
vorgeschoben haben, mehren sich. Mit den "Snowden  
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Revelations" konnte die interessierte Öffentlichkeit 
2013 erstmals das Ausmaß der Überwachung der di-
gitalen Kommunikation überblicken – in diesem Fall 
einer Überwachung im Auftrag der National Security 
Alliance (NSA) der USA. Was weniger bekannt ist, ist was 
Internetkonzerne mit ihrer Macht anfangen, die vor al-
lem darin besteht, dass sie Informationen über einen 
großen Teil der Weltbevölkerung haben und gleichzei-
tig einem großen Teil der Weltbevölkerung Informatio-
nen nach ihren eigenen Kriterien zur Verfügung stellen, 
bzw. so das "Targeting", eine passgenaue Werbung für 
die Internetnutzer*innen, erst ermöglichen.
Bei den letzten Wahlen war in vielen Ländern, darun-
ter auch den USA und Deutschland, zu beobachten, 
dass so genannte Filterblasen, Trolle und Enthüllun-
gen über Plattformen wie wikileaks inzwischen Mittel 
der politischen Einflussnahme geworden sind. Und 
noch eine Wendung ließ sich in diesen Wahlkämp-
fen ausmachen: Kritik an Medienmacht kommt nicht 
mehr als Debatte um Gegenöffentlichkeit (Negt und 
Kluge: 1972) und für ein Ergreifen des Wortes und die 
Aneignung von Medien(formaten) (Enzensberger: 
1970) daher, sondern als Denunziation von Medien 
als "Systemmedien" und "Lügenpresse". In einigen 
Ländern, die auf dem Pressefreiheit Index von Repor-
ter ohne Grenzen auf den oberen Plätzen stehen, wur-
de von rechtspopulistischen Bewegungen in letzter 
Zeit die Abschaffung der öffentlich-rechtlichen Me-
dien gefordert bzw. die Einstellung einer staatlichen 
Förderung von Medien.
Was heißt das für die, die die Pressefreiheit verteidigen 
wollen, die einen internationalistische Perspektive 
verfolgen und die gegen die Platzierung von Medien-
halten in Freihandelsrunden und für einen gleichbe-
rechtigen Zugang von Globalem Süden und Norden, 
für eine De-Kommerzialisierung und Re-Kommunali-
sierung von Medien, insbesondere der digitalen Me-
dien, eintreten? Und warum sollten sich (angehende) 
Sozialarbeiter*innen dafür interessieren?

Warum sollte die Soziale Arbeit sich für Kommuni-
kationsrechte interessieren?
Die Nivellierung der Trennung von "Sender" und "Re-
ceiver" birgt eine Menge an Chancen für  Partizipation 
und Teilhabe in demokratischen Gesellschaften  – auch 
was die Soziale Arbeit betrifft. Chancen, die nicht nur 
in der Verwaltung liegen, sondern auch in der Sozialen 
Kulturarbeit und in allen Bereichen, in denen Kommu-
nikation von Bedeutung ist. Während aber immer mehr 
Bereiche in der Sozialen Arbeit die Potenziale digitaler 
Medien entdecken und nutzen, sind die gesellschaftli-
chen Auswirkungen der "Mediatisierung" (Krotz: 2012) 
noch kaum Gegenstand von professionsinternen Dis-
kussionen. Kutscher, Ley und Seelmeyer (2016:6) stel-
len fest, dass von einer "zwischen Technikeuphorie und 
– skepsis changierenden – Techniknaivität der Praxis 
und einer parallelen Technikblindheit der Forschung in 
der Sozialen Arbeit gesprochen werde".
Zu einem Ansatz Kritischer Sozialer Arbeit zählt auch 
ein empirisch abgesichertes und sozialarbeiterische 
Praxis reflektierendes Verständnis für die Folgen der 
Mediatisierungsprozesse in der Lebenswelt und im All-
tag sowie deren Wechselwirkungen. Dies gilt inbeson-
dere mit zunehmender sozialer Ungleichheit. 
Interessant für ein solches Verständnis Sozialer Arbeit 
sind auch alternative Medien als Artikulationen von Dis-
sens bzw. "Divergenz [...] infolge des Ausgesetztseins 
unter Strukturen sozialer Ungleichheit" (vgl. Steiner 
2016:26).  Citizen Media  - wie sie sich etwa anlässlich der 
Gezi Park Proteste formierten, können diese Funktion er-
füllen. Community Media Formate (siehe auch Indigenous 
Media, Participatory Video und Community Radio) dienen 
marginalisierten Gruppen oftmals dazu, eine interne 
Kommunikation  zu ermöglichen und die Community 
zu stärken bzw. einer verzerrenden oder ausgeblende-
ten Repräsentation entgegen zu treten. Witness/Human 
Rights Video kann helfen, Menschenrechtsverletzungen 
öffentlich zu machen und damit auch justitiabel zu ma-
chen. Bei allen diesen – divergenten – Gebrauchsformen 
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von Medien, spielt das Recht auf die Wahrnehmung von 
Kommunikationsrechten und die Meinungs- und Pres-
sefreiheit eine grundlegende Rolle.
Vielleicht wird in Zukunft in der Sozialen Arbeit neben 
der Frage der sozialen Ungleichheit und des damit 
einhergehenden mangelhaften Zugangs zu qualitativ 
hochwertigen Informations- und Bildungsangeboten 
(digital und analog) auch die Frage nach dem Recht 
auf ein gelegentliches Abschalten von Medienange-
boten7 formuliert werden müssen. Wenn den öffent-
lich-rechtlichen Medien Ressourcen entzogen werden 
bzw. die Kommerzialisierung von Mediensektoren un-
widersprochen bleibt, dann wird der Zugang zu Infor-
mationen und Kommunikationsmitteln wie Commu-
nity Media ein Luxus, den sich gerade diejenigen, die 
bereits marginalisiert sind, nicht leisten können. Daher 
muss die Profession sich damit befassen und Medien 
als wichtige Tools begreifen lernen. Und daher ist eine 
Soziale Arbeit, die sich als Menschenrechtsprofession 
versteht, auch eine Profession, die sich für die Einhal-
tung und Ausweitung des Artikels 19 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte einsetzen sollte.
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In this short speech, I would like to talk about the case 
of Academics for Peace in Turkey, as a good example, 
to show the current situation of the Turkish academy 
and freedom of expression in Turkey. First, I will briefly 
give information on how the Academics for Peace Ini-
tiative has started. After that, I will talk about what we 
have faced after the declaration of the peace petition. 
And lastly, I will conclude with a general evaluation. 

The Academics for Peace initiative was formed by 
scholars who came together during the hunger 
strikes of the Kurdish political prisoners in November 
2012. The Kurdish political prisoners mainly had two 
demands: first to end the solitary confinement of the 
Kurdish Leader Abdullah Ocalan, and second to make 
the Kurdish language official in the public institu-
tions. During that period, some groups of academics 
declared themselves as Academics for Peace (BAK) by 
publishing a declaration. In this declaration signed by 
264 scholars from over fifty universities, it was stated 
that the demands of prisoners were right and legiti-
mate, and the scholars in BAK would discuss the de-
mands of the political prisoners in their lectures, at 
the conferences they attend and in their articles, until 
these requests were fulfilled by the government. We 
can see that declaration as the starting point for BAK.

Fortunately, the hunger strike ended with a mutual 
agreement on the sixty eighth day and without any se-

rious harm to the prisoners’ life. In January 2013, the so 
called „solution process" between the Turkish govern-
ment and the Kurdistan Workers’ Party – known as PKK 
– began. While the peace negotiations were continu-
ing, active members of BAK began to work on produc-
ing academic knowledge to contribute to the solution 
of the Kurdish problem in Turkey. They conducted re-
search on world-wide examples of conflict and nego-
tiation processes, and practices of peace building, for 
example the experiences in Colombia, South Africa, 
and Ireland. And of course they presented these stud-
ies to the public and official authorities to make the 
peace process in Turkey run smoothly and to achieve a 
true and lasting peace.

However, the peace process ended, after the elec-
tions held on the seventh of June 2015. In that elec-
tion,  Erdoğan ’s party AKP lost its majority in the 
Turkish Parliament which means a big frustration for 
Tayyip Erdoğan, who aims to get a majority to ensure 
his one man rule. The success of the HDP, which was 
founded mainly by the Kurdish movement and Turk-
ish left, stopped Erdoğan’s desire for the so called 
Turkish-type presidential system. There is a ten per-
cent election threshold even today in Turkey and 
Erdoğan had supposed that HDP could not pass the 
ten percent threshold in the election. However, HDP 
surprisingly won 13.8 and passed the election thresh-
old. Since Erdoğan saw that the peace process made 

THE FREEDOM OF SPEECH IN TURKEY: 
THE CASE OF ACADEMICS FOR PEACE
Muzaffer Kaya

HDP stronger and so he could not  achieve his aim of a 
presidential system, he ended the peace process.

In July 2015, a suicide bomber exploded himself in 
the cortege of leftist students who were in solidar-
ity with the city of Kobani attacked by ISIS, and that 
was the most obvious sign of the end of the peace 
process. After that terrible event, in which more than 
thirty people were killed and a hundred were injured, 
Turkey has been dragged into a spiral of violence. The 
clashes between armed Kurdish militia and Turkish se-
curity forces in Kurdish cities increased rapidly.

In August, state security forces declared curfews in 
several Kurdish cities. These curfews were lasting 
more than a month and it was 24 hours nonstop. Thus, 
during these curfews people of these cities could not 
meet their basic needs, such as food, water, health 
and education. At the end of 2015, the situation got 
worse. The Turkish army started to bomb cities with 
warplanes, battle tanks and artilleries. As a result of 
these curfews and intensive bombardments, many 
cities were reduced to rubble, hundreds of thousands 
of people lost their houses and migrated to other cit-
ies, more than a hundred civilians including babies, 
children and elderly people were killed.

The democratic opposition forces of Turkey tried to 
organize a peace movement against these massa-
cres. However, a peace demonstration in Ankara or-
ganized by these political forces which tens of thou-
sands attended, was attacked by a suicide bomber 
again. Nobody including ISIS has declared responsi-
bility for this massacre.  In that horrible event, more 
than a hundred peace activists, from unions, youth 
groups, leftist parties, anarchists among other peace 
activists, were killed and more than five hundreds 
were injured.

Our petition named as "We Will Not Be a Party to This 
Crime" came out under these severe circumstances. 
In the Peace Petition, the massive human rights viola-
tions of Turkish security forces in Kurdish cities were 
heavily criticized and a return to the "peace process" 
was demanded from the Turkish state.

Not surprisingly, the response of the AKP government 
was to silence the academics. Erdogan was very un-
happy for the criticism and he called academics ‘dark, 
cruel people’ and blamed them of treason and sup-
porting terrorism etc.. After Erdoğan’s speech, a mas-
sive assault and smear campaign against academics 
by various forces, including local police, judiciary, 
university administrations, some ultra-nationalist stu-
dent groups, media, and various conservative groups 
was launched. Peace petitioners were blamed and tar-
geted in the pro-government media for days as trai-
tors. Some academics received warning letters, some 
encountered threatening marks on their office doors 
and thus had to leave the towns they lived in. 

There have been two separate processes going on 
against the academics. On one hand, there are the 
disciplinary investigations at universities, initiated by 
the universities themselves at the prompting of Tur-
key’s Higher Education Council (YÖK). On the other 
hand, there are criminal investigations at the state 
level initiated by the persecutors. There have also 
been detentions and house searches. Moreover, four 
academics including myself were arrested and jailed 
for 40 days. The charge was based on the Anti-Terror 
Law for "doing propaganda in favor of terrorist or-
ganization."

This cruel state pressure led to many tragic results, in-
cluding the Dr. Mehmet Fatih Traş case. A young aca-
demic, Dr. Traş, committed suicide after his contract at 
Çukurova University was terminated and his job ap-
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plications to several universities were turned down on 
the grounds that he is a signatory of peace petition.

The dismissals of academics for peace accelerated un-
der the state of emergency regime after fifteenth of 
July, 2016. In addition to those dismissed before the 
coup, 386 BAK members were expelled from public 
service through State of Emergency decrees, along-
side more than a hundred thousand public service 
employees. Although the state of emergency decrees 
claim to target the purported followers of Fethullah 
Gülen, the religious leader accused of plotting against 
the government, some of the dismissed academics 
are signatories, renown leftists and union members.

At the moment more than 500 BAK members fired from 
their universities. The Persecution Office started court 
cases against hundreds of peace academics accusing 
them making "terrorist propaganda". And three of them 
got  a prison sentence for one year and three months, 
but their punishments were postponed for now.

All these unpleasant experiences we have faced show 
clearly that there is no freedom of expression by no 
means in Turkey. People were fired, detained, arrest-
ed, threatened, forced to leave their homes, just be-
cause they signed a petition for peace.

I think we should describe the current developments 
as the rise of neo-fascism in 21. Century in the Turk-
ish context. As you know, these developments are not 
peculiar to the Turkey. It is not hard to see the rise of 
neo-fascisms all over the world, including Europe.

As a last remark, I must add that there is also a strong 
democratic resistance in Turkey. Democratic forces of 
Europe should support the anti-fascist resistance in 
Turkey, since it has inevitable effects on European so-
cieties. If Turkey slides into a dictatorship in the hands 
of Erdoğan, not only the peoples of Turkey but also  
Europe and the Near East would not be safe.
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In ihrem Song (1969) macht Gil Scott-Heron einen 
Unterschied zwischen denjenigen auf, die vor ihren 
Fernsehern sitzen und passiv politische Entwicklun-
gen konsumieren und denjenigen, die ihren Unmut 
über soziale Missstände aktiv auf die Straße tragen 
und kundtun. Letztere, die Aktivist*innen, tauchen 
jedoch in einer vom Fernsehen dominierten Bericht-
erstattungskultur selten auf und so kommt es, dass 
die Gruppe der "Passiven" nichts von der Gruppe der 
"Aktiven" erfährt. Die Medien verschweigen den Pro-
test – "The Revolution Will Not Be Televised”.

Das Verhältnis zwischen Medien und Protest ist in der 
Tat zweischneidig. Zum einen versucht Protest in die 
Medien zu gelangen, um dort weitere Akteure von ih-
rem Protestanliegen zu überzeugen und schließlich 
politische Veränderungen zu bewirken oder zu ver-
hindern. Jede Gruppierung richtet daher ihren Protest 
stets sowohl an die Protestgegner*innen als auch an 
eine breitere Öffentlichkeit, die in der Regel durch 
Journalist*innen vor Ort repräsentiert werden. Er-
folgreicher Protest – so könnte man schlussfolgern – 
braucht eine mediale Inszenierung, die es in die Mas-
senmedien schafft und einen Diskurs anstößt. Mittels 
medialer Inszenierung können Protestbewegungen 
ihre Themen auf die politische Agenda setzen, darü-

ber weitere Anhänger*innen mobilisieren und letzt-
lich politische Reformen anstoßen. 

Wie Protestthemen in die Massenmedien und die 
politische Agenda gelangen
Fallbeispiele die davon Kunde tun, wie Protestgrup-
pen ihr Anliegen in die breite Öffentlichkeit tragen, 
gibt es zahlreich. In Russland hat es beispielsweise 
die Gruppe "Pussy Riot" geschafft, weltweit media-
le Aufmerksamkeit durch künstlerische Auftritte zu 
erlangen. Die Strick-Sturmhauben, die sie bei ihren 
Auftritten tragen, sind zum Symbol des Widerstan-
des avanciert und sorgen für den medialen Wieder-
erkennungswert der Gruppe. Ihr Protest gegen eine 
repressive und frauenunterdrückende Politik hatten 
Haftstrafen zur Folge. Einige der Anhängerinnen sind 
seitdem untergetaucht, andere machen trotz (dro-
hender) Gefangenschaft und Straflager weiter. So 
wurde etwa von Mascha Alechina nicht nur ein er-
folgreiches Buch "Riot Days – Tage des Aufstands" pu-
bliziert, sondern auch ein drauf basierendes Theater-
stück entwickelt, wodurch ihr Protestthema weitere 
mediale Aufmerksamkeit gewinnen konnte (Alechina 
2017). Ein weiteres Beispiel ist das Berliner Kollektiv 
"Peng!”, das mit seinen Aktionen darauf abzielt, größt-
mögliche mediale Aufmerksamkeit zu erzeugen. Ähn-
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lich zur US-amerikanischen Gruppe "Yes Men” arbeitet 
"Peng!” mit Fake-Inszenierungen, wie etwa der Ver-
leihung eines Fake-Friedenspreises an einen echten 
Rüstungskonzern.  

Für eine solche Mediatisierung und Professionalisie-
rung von Protest, wirbt auch Srdja Popovic in seinem 
Buch "Protest! Wie man die Mächtigen das Fürchten 
lehrt". Denn – so argumentiert der Autor – "wer im 
Zeitalter des Internets und anderer Ablenkungen bin-
nen kurzer Zeit eine Massenbewegung ins Leben ru-
fen will, muss mit Humor arbeiten" (Popovic 2015, S. 
10). Ein Protestanliegen solle sich wie eine Marke mas-
senhaft verkaufen. So werden Protestevents geplant 
und die Wirksamkeit der Inszenierung bis zur Antizi-
pation der potentiellen Schlagzeile auf der Titelseite 
akribisch geplant. Bewegungen – schreibt Popovic – 
seien wie Flugzeuge: Ohne Piloten stützen sie ab. 

Diese Beispiele verdeutlichen, wie Protestgruppen 
mit (professionellen) künstlerischen Aktionen auch 
massenmedial Aufmerksamkeit erzeugen können. 
Wie dann in den Medien über den Protest berichtet 
wird, haben die Akteure nicht mehr in der Hand. Schei-
tern kann eine solche Strategie, Missstände auf diese 
Weise öffentlich zu machen, etwa wenn der Protest in 
Ländern stattfindet, in denen die massenmediale Be-
richterstattung regimegetreu ist. Wirtschaftliche und 
kommerzielle Überlegungen können genauso wie 
der Druck seitens einer Regierung dazu führen, dass 
Medienkonzerne ein Interesse daran haben, die herr-
schenden Umstände zu stabilisieren und daher kriti-
sche Stimmen auszublenden oder zu unterdrücken.

Wie Protestthemen aus der medialen Aufmerk-
samkeit verschwinden
Auch im digitalen Zeitalter haben "traditionelle" Me-
dien, wie die Printpresse, der Rundfunk und allen vo-
ran das Fernsehen, einen wesentlichen Einfluss auf 

die politische Meinungsmache. So wirken die sozi-
alen Medien, Facebook, Twitter und u.a., oft wie ein 
Verstärker für die in traditionellen Nachrichtenagen-
turen erstellten Inhalte, die über "(Re-)Posts", "Tweets" 
und "Likes" im Internet weitere Verbreitung finden. 
Und in vielen Ländern erleben wir eine enge staatli-
che Kontrolle von Nachrichtenagenturen, die nicht 
nur Zensur zur Folge hat, sondern auch Hetz- und 
Verleumdungskampagnen, die sich gezielt gegen 
Regimekritiker*innen richten, um diese öffentlich 
zu diskreditieren und auch zu kriminalisieren. Hinzu 
kommt die staatliche Gewaltausübung gegen über 
kritischen Köpfen, die offiziell nie aufgrund von Re-
gimekritik erfolgt, sondern oftmals unter dem Deck-
mantel des Terrorismusverdacht oder fadenscheini-
ger Gründe ausgeübt wird. Neben der staatlichen 
Kontrolle kann auch die kommerzielle Logik dazu füh-
ren, dass Protestanliegen aus der medialen Aufmerk-
samkeit verschwinden. Verliert der medieninszenierte 
Protestevent seinen Entertainmentcharakter und da-
mit seinen kommerziellen Vermarktungswert als In-
formation, so drängen andere Themen wieder in den 
Fokus; das politische Anliegen droht in der medialen 
Informationsflut unterzugehen. Politische Anliegen 
laufen so Gefahr, innerhalb kürzester Zeit diskursiv 
vernebelt oder systematisch wieder von der Agenda 
verdrängt zu werden.

Mit dem Internet hat sich nicht nur die Spanne der 
Aufmerksamkeit, sondern auch ihre Reichweite we-
sentlich verändert. Zwar ermöglicht das Internet den 
Kontakt zwischen voneinander weitentfernt lebenden 
Menschen, aber die Inhalte erscheinen auch zuneh-
mend personalisiert auf unseren Rechnern, Tablets und 
Smartphones. Dazu berechnen Algorithmen basierend 
auf den Informationen, die sie über uns generieren kön-
nen, welche Informationen uns interessieren. Dies führt 
zu Filterblasen. Auf unseren Bildschirmen flimmern 
nur jene Meldungen auf, die unsere eigene Meinung 
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bestätigen, während andere rausgefiltert werden. Im 
Extremfall führt dies zu einer digitalen Stammtischisie-
rung, an denen die Stammtischmitglieder gefangen in 
ihren Informationsblasen nur ihre eigenen Meinungen 
pflegen und reproduzieren. 

Nebst dieser automatisierten Filterfunktion werten 
Algorithmen große Datenmengen – Big Data – aus, 
um personalisierte Werbeanzeigen zu schalten (O‘Neil 
2017). Aber nicht nur kommerzielle Interessen kön-
nen damit bedient werden. Im US-Wahlkampf wur-
den über youtube Videos publiziert, die nur für eine 
bestimmte Gruppe an Wähler*innen sichtbar waren. 
Das gezielte Ansprechen dieser Gruppe sollte nicht 
etwa politisch überzeugen, eine andere Partei zu 
wählen, sondern diese Personen davon abbringen 
überhaupt an der Wahl teilzunehmen. In der Türkei 
wird von "Trollen" berichtet, die im staatlichen Auf-
trag in den sozialen Medien Beiträge denunzieren, die 
sich kritisch gegenüber der Regierung äußern und 
Nachrichten fälschen. In China ist vermutlich kürzlich 
das bislang größte Experiment gestartet, über das 
Medium Internet Kontrolle über die Bürger*innen 
auszuüben. So wurde bereits in einigen Städten über 
das sogenannte "Amt für Kreditwürdigkeit" ein Konto 
für jede*n Einzelne*n eingeführt, auf dem er/sie einen 
individuellen "social score" auf Grundlage von gesam-
melten persönlichen Daten erhält. Aufrichtigkeit im 
Sinne von Systemtreue wird belohnt. Eine schlechte 
Bewertung wird durch den erschwerten Zugang zu 
etwa Krediten oder Reisevisa sanktioniert. Die da-
hinterliegende Idee ist, durch ein digitales Punkte-
system, den sozialen Status als gute*r (regimetreuer) 
Bürger*in und als sozial geächtete*r Außenseiter*in 
gesellschaftlich zu institutionalisieren. In einer sol-
chen "sanften" Regierungsweise sollen staatliche Ge-
setze nicht mehr als Zwang empfunden werden, son-
dern zum innersten Wunsch werden: Jede*r will nur 
noch das, was er/sie soll. 

Vor diesem Hintergrund könnte man schlussfolgern, 
dass das Ende des Informationsmonopols traditio-
neller Nachrichtenagenturen nicht dazu geführt hat, 
dass sich eine Vielfalt von Meinungen ausgebildet 
hat, die einen Demokratisierungsprozess weltweit 
beförderten. Das Medium Internet ermöglichte zwar 
eine massenhafte Mobilisierung, die vermeintliche 
stabile Diktaturen, wie etwa in Tunesien oder Ägyp-
ten zu stürzen vermochte, sie beförderten aber auch 
etwa die Wahl von Donald Trump als US-amerikani-
schen Präsidenten. Was also ist Meinungsfreiheit? Ist 
sie letztlich nur die Freiheit weniger einflussreicher 
Persönlichkeiten, die ihre Meinung verbreiten?

Warum Freiheit kein Naturgesetz ist
Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und auch Wissen-
schaftsfreiheit sind keine Naturgegebenheiten. Sie 
sind vielmehr eine Aufgabe für jede*n Einzelnen. In 
der Türkei und andernorts zeigt sich, wie durch die Kri-
minalisierung aller Kritisch-Denkender der Rechtstaat 
in sich zerfällt. In einigen Ländern hat sich eine staat-
liche Ordnung so stabilisiert, dass in vielen Köpfen die 
Meinung vorherrscht, nur der/die Staatschef*in sei 
in der Lage, für Ordnung zu sorgen. Jede politische 
Alternative zu diesem*r Staatschef*in scheinen Cha-
os und Zerfall zu bedeuten. Wie beispielhaft gezeigt 
wurde, können mit dem Internet leicht neue Über-
wachungsinstrumente repressiver Staaten entste-
hen. Andererseits bietet das Internet Aktivist*innen 
auch eine vereinfachte Form der Kommunikation 
und Organisation von widerständigen Praktiken und 
kritischen Stimmen. Selbstverständlich kann es dann 
nicht um einen sogenannten "entspannten Aktivis-
mus" ("Slacktivismus") gehen. Unter dem Schlagwort 
"Slacktivismus" wird politischer Aktivismus unter den 
Generalverdacht gestellt, das Klischee zu erfüllen, die 
eigene Empörung entspannt zu Hause vor dem Rech-
ner durch einen Facebook-Like zum Ausdruck zu brin-
gen, ohne je selbst etwas riskieren zu müssen. 

Unter Bedingungen autoritärer Regime politisch ak-
tiv zu sein, ist mehr als ein "Klick-Revoluzertum". Es ist 
eine doppelte Herausforderung. Zum einen braucht 
es persönlichen Mut sich trotz drohender Haftstrafen 
und möglicher physischer und psychischer Gewaltan-
drohungen kritisch zu äußern. Zum anderen braucht 
es eine Strategie, um eine glaubwürdige Kritik auch 
gegen Diskreditierung und Verleumdungskampagnen 
aufrechtzuerhalten. In Deutschland, der Türkei, den 
USA und andernorts lässt sich beobachten wie auch 
als seriös geachtete Berichterstattung von politischen 
Gruppierungen als "Lügenpresse" und ihre Nachrichten 
als "alternative facts" verunglimpft werden. In dieser 
Strategie, kritischen Stimmen ihre Glaubwürdigkeit zu 
entziehen, geht es nicht mehr um Tatsachen. Ob etwas 
wahr oder unwahr ist, spielt keine Rolle mehr. Vielmehr 
werden Fakten so verdreht oder geleugnet, dass sie der 
eigenen Machtsicherung dienen. In diesen "postfakti-
schen Zeiten" kann es m.E. auch keine Lösung sein, das 
Wissenschaftssystem als wahrheitssprechende oder 
-richtende Instanz in die Verantwortung zu ziehen, um 
am Ende eine „Scientokratie“ zu errichten. Im Ringen 
um politische Mehrheiten wird und sollte Politik nicht 
daran gemessen werden, inwiefern wissenschaftlich 
generierte Erkenntnis realisiert werden. Vielmehr geht 
es in den politischen Debatten um Werte und Normen. 

Aus diesem Grund ist m.E. jede*r Einzelne gefordert, 
sich in politischen Debatten einzubringen, um Werte, 
wie etwa die Menschenrechte, zu verteidigen und ein-
zufordern. Im digitalen Zeitalter, indem jede*r auch 
ein bisschen Journalist*in in Blogs oder social media 
sein kann, braucht es die Fähigkeit, "Facts" von "Fakes" 
zu unterscheiden. Das Vermögen, den Wahrheitsge-
halt einer Information einzuschätzen, bedeutet, sich 
kompetent darüber zu informieren, woher die Infor-
mation stammt, welche Belege für sie ins Feld geführt 
werden und wer Interesse an ihrer Verbreitung hat. 
Dies ist jedoch nur eine Seite der Medaille. Auf der an-

deren Seite kann es nur darum gehen, selbst ein Be-
wusstsein dafür zu entwickeln, welche Informationen 
ich selbst auf welcher Grundlage und mit welchem 
Interesse selbst verfasse und/oder verbreite. Um also 
erfolgreich politisch aktiv zu sein, braucht es eine ge-
sellschaftliche Befähigung, vom eigenen Recht auf 
Kommunikation Gebrauch zu machen.

Im Weltsozialforum hat sich dazu ein transnationales 
Netzwerk gebildet, welches das Recht auf Kommu-
nikation verteidigt und sich damit gegen eine politi-
sche oder (massen-)mediale Meinungsmache richtet. 
Gruppierung wie community radios, freie Fernsehsen-
der, Online-Blogs, Entwickler*innen von freier Soft-
ware und freien Internet-Netzwerken schaffen eigene 
Kanäle, um Themen öffentlich zu machen, die sonst in 
der massenmedialen Berichterstattung verschwiegen 
und marginalisiert werden. 

Welche Rolle kann die Soziale Arbeit einnehmen?
Soziale Arbeit kann in ihrer Rolle als anwaltschaftliche 
Vertreterin ihrer Adressat*innen verstärkt in Disziplin 
und Profession dazu beitragen, den Stimmlosen Ge-
hör zu verschaffen. Sie kann sich auf die Seite jener 
Stellen, die politisch aufgrund kritischer Meinungs-
äußerungen verfolgt werden. Soziale Arbeit kann 
auch selbst Räume und Kanäle schaffen, in denen 
Austausch auch zwischen politisch verfeindeten oder 
entfremdeten Lagern möglich wird. Sie kann so die 
Zwietracht, die durch die Stammtischisierung in so-
zialen Medien gefördert wird, abbauen helfen. Nicht 
zuletzt kann Soziale Arbeit darin unterstützen, eige-
ne Kommunikationskanäle, wie Stadtteilzeitungen, 
community radios oder Blogs, aufzubauen, die von 
den Akteur*innen selbst verwaltet werden. Im Sinne 
einer genossenschaftlich organisierten "sharing eco-
nomy" kann Soziale Arbeit auch ihr Handlungsfeld 
erweitern, indem sie Infrastrukturen schafft, die Nach-
barschaftshilfen organisieren helfen oder etwa lokale 
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Währungen befördern. Solche bereits existierenden 
Initiativen, die sich auch untereinander vernetzen, be-
weisen, dass sich im Internetzeitalter ein Potential ver-
birgt, eine solidarische Welt von Morgen aufzubauen. 
Und dennoch: Soziale Arbeit ist immer beides, staat-
liche Kontrollinstanz und anwaltschaftliche Vertre-
tung. In diesem doppelten Mandat gefangen, sollten 
die Ansprüche an Soziale Arbeit m.E. nicht überhöht 
formuliert werden. Soziale Arbeit kann vielmehr im 
Hintergrund wichtige Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass sich politische Gruppierungen organisieren 
können (Schröder 2016).  Ziel ist es dann, im Sinne 
eines "citizen journalism”, Bürger*innen eine aktive 
Rolle in der Erstellung und Verbreitung von Infor-
mationen einzuräumen. Rezipient*innen werden zu 
Produzent*innen, die als Teil der Revolution über die-
se berichten. Ihre Botschaft lautet: the revolution will 
be televised.
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"Ich weiß immer noch nicht, warum ich vor einem 
Jahr verhaftet wurde. Meine Haft hatte genau wie 
meine Freilassung wenig mit Recht und Gesetz zu 
tun", sagte Deniz Yücel als er nach einem Jahr Haft aus 
dem türkischen Gefängnis freigelassen wurde. Die-
ses Gefühl haben sehr wahrscheinlich auch die 150 
Journalist*innen, die gerade in türkischen Gefäng-
nissen sitzen oder die Hundert Weiteren, die inzwi-
schen aus der Haft entlassen wurden. Nur einen Tag 
nachdem Deniz Yücel freigelassen wurde, sind sechs 
Journalist*innen, darunter auch der Schriftsteller Ah-
met Altan1 und sein Bruder, der Ökonomieprofessor 
und Autor, Mehmet Altan, die ihr ganzes Leben für die 
Demokratisierung der Türkei gekämpft haben, zu le-
benslanger Haft verurteilt worden.
Zu keinem anderen Zeitpunkt in der Geschichte der 
türkischen Republik wurde die Presse- und Informa-
tionsfreiheit so eingeschränkt wie heute unter Präsi-
dent Erdoğan. Die Türkei wird in der internationalen 
Diskussion fast schon als Synonym für die Einschrän-
kung der Pressefreiheit, wie auch der Informations- 
und Meinungsfreiheit, verwendet. "Obwohl das Recht 
auf Kommunikation und Meinungsfreiheit schon 1948 

1  	 Ahmet Altan ist ein bekannter Romanschriftsteller, Essayist und 
Journalist. Er schrieb jahrlang als Kolummnist für verschiedene türkische 
Zeitungen. Er war von 2007 bis 2012 Gründungsredakteur der liberalen 
Tageszeitung Taraf. Ahmet Altan ist einer von der wenigen türkischen Intel-
lektuellen, der sich in 1990´gern gegen die Diskriminerung der Kurd*innen 
und den Völkermord an den Armenier*innen mutig geäußert hat.	
Sein Bruder Mehmet Altan auch sehr bekannt. Er ist seit 1986 Professor für 
Wirtschaftswissenschaften an der Universität Istanbul. Er ist auch Journalist, 
Autor und Menschenrechtsverteidiger.

gesichert wurde, können bis heute nicht alle Men-
schen dieses Recht in Anspruch nehmen", sagte die 
Aktivistin des Weltforums der Freien Medien (WFFM), 
Erika Campelo, zur Eröffnung des Symposiums an der 
ASH. Sie begründete die Bemühungen um alterna-
tive Medien seitens des WFFM seit seiner Gründung 
wie folgt: "Wegen der autokratischen Systeme und 
der Ökonomisierung der Medien durch neoliberale 
Monopole wird die Pressefreiheit und das Recht auf 
Informationen gefährdet". Diese beiden von Campelo 
benannten Aspekte finden nirgendwo so viel Anwen-
dung wie in der Türkei.
Erdoğan hat nicht nur ein zunehmend autokrati-
sches Führungsmodell etabliert, sondern auch sein 
eigenes Medienimperium geschaffen. Durch ihm 
treue Unternehmer*innen hat er sein sogenanntes 
"Havuz Medyasi" (Medien Pool) aufgebaut. Die teil-
weise durch geleakte Telefongespräche von Erdoğan 
bekannt gewordene Funktionsweise seines Impe-
riums ist sehr einfach: Die seiner Partei, der Partei 
für Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) treuen 
Unternehmer*innen kaufen oder gründen Medien, 
unabhängig davon, ob sie mit diesen Medien Ge-
winn machen oder nicht. Im Gegenzug zu dazu er-
halten sie Steuerbegünstigungen und werden mit 
staatlichen Privilegien belohnt2. .
Die Mainstream-Medien, auch außerhalb von Erdoğans 
"Medien Pool", müssen ihre Berichterstattung an  

2   	  Quelle: http://www.cumhuriyet.com.tr/haber/turkiye/103021/
Havuzda_paralar_boyle_depolandi.html	

Presse- und Informationsfreiheit 
in der "neuen Türkei"
Fehmi Katar
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seine Agenda anpassen. Bis zum letzten Jahr fand 
diese Anpassung in Form von Selbstzensur aus Angst 
vor politischer Verfolgung statt, wie durch selbststän-
dig arbeitende Journalist*innen auf dem Symposium 
berichtet wurde. Seit der türkischen Offensive auf die 
kurdische Stadt Afrin wird die Medienzensur in der 
Türkei auf direkte Anweisung hin betrieben. Der tür-
kische Ministerpräsident traf sich am 21.01.2018 mit 
Eigentümer*innen der türkischen Medien und stellte 
einen 15-Punkte-Plan als Leitfaden für die Berichter-
stattung vor. Ein Beispiel: laut der akkreditierten  türki-
schen Medien ist bis jetzt kein*e einzige*r Zivilist*in in 
Afrin durch die türkische Bombardierung gestorben. 
Internationale Menschenrechtsorganisationen berich-
ten jedoch von über 150 Zivilist*innen, die bei den An-
griffen gestorben sein sollen.
Trotz seines Medienimperiums, trotz massiver Angrif-
fe auf die Pressefreiheit sowie Drohungen und Re-
pressionen, musste Erdoğan spätestens durch die Ge-
zi-Proteste zur Kenntnis nehmen, dass es alternative 
Wege der Informationsbeschaffung gibt, wie die Ver-
treterin der Online-Nachrichten-Webseite Sekizdokuz 
Haber in ihrem Vortrag berichtete. Hunderttausende 
Menschen haben an den Gezi-Protesten teilgenom-
men. Während die gesamten Mainstream-Medien zu 
den Gezi-Protesten die drei Affen spielten, die nichts 
sehen, nichts hören und nichts sagen, fanden die 
Proteste eigene Kanäle für ihre Berichte. Über Social-
Media konnten sich die Protestierenden sowohl orga-
nisieren, als auch selbst über ihre Aktionen berichten. 
Es dauerte nicht lange bis Erdoğan eine Troll-Armee 
einsetzte. Man geht heute von Tausenden professio-
nellen Erdoğan-Trollen aus, die in den sozialen Medi-
en Beiträge schreiben und deren Strategie es ist, nicht 
nur Propaganda für ihn und seine Politik zu machen, 
sondern auch bewusst Informationen, die ihn kritisie-
ren, zu manipulieren. Inzwischen geht man von Hun-
derten Erdoğan-Trollen auch in Deutschland aus.

Die nach den Gezi-Protesten verstärkte Einschrän-
kung des Presse- und Informationsrechts erreichte mit 
der türkischen Offensive in Afrin ihren Höhepunkt. In 
Erdoğans Türkei werden jetzt nicht nur kritische Me-
dien abgeschaltet. Es wird versucht, jede kritische 
Stimme zum Schweigen zu bringen oder sie zuguns-
ten des Erdoğan-Regimes zum Reden zu bringen. Al-
lein seit dem türkischen Krieg in Afrin wurden 845 
Menschen aufgrund ihrer kritischen Mitteilungen in 
sozialen Medien und der Teilnahme an Demonstrati-
onen festgenommen. Das Wort "Frieden" ist zurzeit 
nahezu verboten. Wer sich für "Frieden" ausspricht 
wird gleich als Terrorist*in bezeichnet. Neu und mit 
einem eindeutig faschistischen Charakter ist, dass 
die Erdoğan-Medien und Trolle eine öffentliche Ruf-
mordkampagne gegen namhafte Menschen, u.a 
Künstler*innen und Fußballspieler*innen, die sich nicht 
als Unterstützer*innen der türkischen Offensive auf Af-
rin geäußert haben, führen.

Die Medien sind nicht der einzige Bereich, in dem 
die Informations- und Meinungsfreiheit angegriffen 
wurde. Abgesehen von der Presse gelten die größten 
Angriffe der Erdoğan-Regierung Lehrer*innen und 
Akademiker*innen. In vielen Universitäten wurden 
linke und kurdische Akademiker*innen entlassen und 
verfolgt (siehe auch: Muzaffer Kaya zu "Academics 
for Peace“ in dieser Broschüre). Um seiner Agenda 
einer "neuen Türkei" bzw.  seinen "neo- osmanischen 
Traum" durchzusetzen, benutzte Erdoğan den Militär-
putschversuch vom 15. Juli 2015, welchen er als "Got-
tes Geschenk" bezeichnete. Dadurch konnte er alle 
seine Gegner*innen unter Druck setzen.
Trotz dieser vielen Unterdrückungsmechanismen und 
der Angstmacherei gibt es immer noch zahlreiche 
Journalist*innen, Akademiker*innen, Arbeiter*innen 
und Student*innen in der Türkei, die mutig gegen 
diese repressiven Maßnahmen vorgehen und de-
monstrieren. Es ist auch selbstverständlich, dass eine 

Verbesserung der Situation nicht von außen hervor-
gerufen werden kann, sondern nur von den Betrof-
fenen selbst, vor allem von denjenigen, die immer 
noch im Inland leben. Trotzdem ist es gerechtfertigt 
zu fragen, wie es auch Teilnehmer*innen des Sympo-
siums getan haben, was hier in Deutschland getan 
werden kann. Wie können von hier aus diese muti-
gen Menschen unterstützt werden? Jede*r hat sehr 
wahrscheinlich eine eigene Antwort darauf, aber es 
muss dabei auf jeden Fall neben den unzähligen so 
genannten "schmutzigen Deals” zwischen Ankara 
und Berlin auch die Vorgehensweise der deutschen 
Sicherheitsbehörden beachtet werden:
In der letzten Zeit wurden in Deutschland zunehmend 
Strafverfahren gegen kurdische Aktivist*innen und 
Menschen, die sich mit der kurdischen Organisatio-
nen solidarisieren, geführt. Zuletzt wurde z.B gegen 
einen Musiker, der einen Link des Bayerischen Rund-
funks auf seiner Facebook teilte, ermittelt3 . Sollte die-
ses skandalöse Vorgehen der Polizei auf keine größere 
öffentliche Reaktion stoßen, wird auch die Verhaftung 
von weiteren tausenden Socialmedia-Aktivist*innen 
in der Türkei niemanden mehr überraschen.
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Ziel des zweiten Teils des Introduction into one field 
of Cultural, Aesthetic or Media Social Work II Seminars 
(Titel: Theory and Practice of Video Activism and Citizen 
Journalism and the Struggle for Communication Rights, 
Dozentin: Andrea Plöger) war es, das Symposium mit-
zuorganisieren und sich auf künstlerische Art und Wei-
se einzubringen. So drehten einige Studierende einen 
Trailer (siehe Symposiums- Blog), andere konzipierten 
eine Fotoausstellung zum Thema, eine Gruppe entwi-
ckelte und füllte den Symposiums Blog (https://info-
conf.wordpress.com/) und wieder andere moderier-
ten Workshops bzw. begleiteten die Referent*innen, 
gestalteten Flyer, entwickelten Logos und filmten das 
Symposium (Blog).
Am Ende war es ziemlich viel Arbeit, es gab aber auch 
viel zu entdecken, was den Alltag in der Sozialen Ar-
beit – inbesondere in der Sozialen Kulturarbeit – prägt. 

Andrea Plöger: Du hast ja den Workshop "Adbusting" or-
ganisiert, könntest Du die Idee und den Inhalt beschrei-
ben?

Tobias Häußler: Ich hatte die Idee, den Adbusting 
Workshop zu organisieren, da ich den Aspekt von 
finanzieller Zugänglichkeit von Informationen im 

Gesamtthema "Kommunikationsfreiheit in Gefahr" 
spannend fand und beleuchten wollte. Also die Fra-
ge warum sehen wir bestimmte Informationen, wie 
Werbung von Großkonzernen, so unglaublich häufig 
jeden Tag, aber andere Informationen schaffen es nur 
schwer eine breite Masse zu erreichen. Die Frage war 
quasi: Warum muss ich mich jeden Tag so viel Wer-
bung aussetzen, wovon ein großer Teil auch noch sehr 
problematische Aspekte enthält (z.B. sexistische Wer-
bung)? Und kann ich nicht irgendwas machen, um 
aus der passiven Rolle des/der Beschallten irgendwie 
raus zu kommen?

Andrea Plöger: Hat es Dir neue Horizonte eröffnet?

Tobias Häußler: Es war auf jeden Fall ein sehr inter-
essanter Einblick, wie auf kreative Art und Weise eine 
Message an die Öffentlichkeit gebracht werden kann. 
Wir haben einige Beispiele gesehen, wo zum Beispiel 
im Wahlkampf Wahlplakate kreativ geändert wurden, 
sodass sie eine Kritik an der Politik enthielten. 

Andrea Plöger: Kannst Du einen Bezug zur Sozialen Ar-
beit sehen bzw. für Dich herstellen?

"Kann ich nicht irgendwas machen,  
um aus der Rolle des Beschallten irgendwie 
raus zu kommen?"

      Interview mit Tobias Häußler – Studierender an der ASH

Tobias Häußler: Ein Aspekt, der von einer teilnehmen-
den Person genannt wurde, war, dass Einrichtungen 
der Sozialen Arbeit oft nicht die notwendigen Ressour-
cen haben, um eine breite Masse zu erreichen. Unter 
diesem Aspekt war es eine Überlegung, inwieweit Ad-
busting eine Möglichkeit wäre, um z.B. Missstände, die 
in der Praxis deutlich werden, bekannter zu machen. Es 
könnte also dazu beitragen, "Awareness" zu erzeugen.

Andrea Plöger: Kannst Du insgesamt einen Bezug zwi-
schen Sozialer Arbeit und Kommunikationsrechten bzw. 
Meinungs- und Pressefreiheit sehen?

Tobias Häußler: Ich glaube ein Aspekt, den ich gerade 
schon genannt habe, ist der Einblick, den die Soziale Ar-
beit in schwierige Lebensrealitäten täglich bekommt. 
Die Soziale Arbeit hat es ja quasi täglich mit Geschich-
ten des strukturellen Ausschlusses und des keinen-
Zugang-Habens zu tun. Ob und wie diese Erfahrungen 
in eine klare Kritik formuliert und dann an die Öffent-
lichkeit gebracht werden können, hängt ganz klar auch 

mit Kommunikationsrechten bzw. Presse- und Mei-
nungsfreiheit, zusammen. Denn diese Kritik ist sehr oft 
eine Kritik am bestehenden politischen System.

Andrea Plöger: Was sollte Deiner Meinung nach in die-
sem Kontext (noch stärker) behandelt werden?

Tobias Häußler: In diesem Kontext fände ich einen 
Blick auf die Sicherheit und Macht der Profession Sozi-
ale Arbeit unglaublich wichtig. Je sicherer sich die Pro-
fession Soziale Arbeit in der Gesellschaft bewegt, desto 
deutlicher kann sie Kritik äußern. Das kann im Einzelfall 
konkret heißen: "Muss ich als individuelle Fachkraft in 
der Sozialen Arbeit Angst um meinen Job haben, wenn 
ich Missstände in der Einrichtung dokumentiere und 
an die Öffentlichkeit bringe?" Dort spielen dann auch 
Gewerkschaften und andere Zusammenschlüsse eine 
große Rolle, die meiner Meinung nach sehr wichtig 
sind, damit die Soziale Arbeit einen gesellschaftlichen 
und politischen Druck erzeugen kann.

Tag der Pressefreiht am 3.5.2017 - Kundgebung am Brandenburger Tor in Berlin. 
Fotos von Lisanne Moehring und Martin Scriba, Studierende der ASH, 
fotografiert für eine Fotoausstellung anlässlich des Symposiums.
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„Auf die Straße am 1. Mai –gegen Gewalt an Frauen“ 
(Besuch bei Aktivistinnen der Gruppe Mor Dayanişma in Antakya, August 2016) (Johanna Bröse)
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Die Geschichte des Widerstands in der Türkei ist lang 
und vielfältig: Von den kraftvollen Demonstrationen 
der Arbeiter*innen in den 1960er, und vor allem den 
1970er Jahren bis zu den heutigen sozialen Wider-
ständen, die sich insbesondere nach den Gezi Park 
Protesten 2013 zunehmend veränderten. Die von den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppierungen 
gemeinsam geteilten Erfahrungen  innerhalb dieses 
Kampfes wurden in der Folge als "Geist von Gezi" be-
zeichnet: Ökologische Politgruppen begannen, sich 
mit sozialistischen feministischen Strukturen zusam-
men zu finden, klassische marxistische Gruppierun-
gen mit Queer-Aktivist*innen, kurdische Linke mit 
islamischen Antikapitalist*innen und so weiter. Der 
Taksim-Platz im Herzen von Istanbul wurde dabei wie-
der einmal zum Symbolort des Widerstands. Identi-
tätspolitik und Klassenpolitik wurden als miteinander 
verbunden wahrgenommen. Das, was in der Theorie 
als Intersektionalität behandelt wird, als spezifische 
Dynamik unterschiedlicher Diskriminierungsformen, 
wurde hier umgekehrt als übergreifende, praktische 
Solidarität der Menschen untereinander erlebbar: Ein 
Auseinandersetzen mit den Erfahrungen von staat-
licher Repression und Gewalt gegenüber anderen 
Gruppen und damit eine geteilte Erkenntnis, gegen 

welche Strukturen sich die sozialen und politischen 
Kämpfe zu richten haben. Sichtbar wurde dies bei-
spielsweise am Pride-Marsch der LGBTQ*-Communi-
ty in Istanbul im selben Jahr, an dem sich viele Gezi 
Park–Protestierende anschlossen und die Demonst-
ration mit über 100 000 Teilnehmenden ein sehr wir-
kungsvolles Signal von Vielfalt und Solidarität setzen 
konnte. Ein Signal, welches auch den Wahlerfolg des 
linken Parteibündnisses HDP (Halkların Demokratik 
Partisi) im Folgejahr beflügelte und die Hegemonie-
krise des türkischen Staates unter der Herrschaft der 
AKP  (Adalet ve Kalkınma Partisi) weiter vertiefte. 
Blickwechsel: Über dem Taksim wehen im Sommer 
2016 hunderte türkische Flaggen mit dem OHAL 
(Olağanüstü Hâl Bölge Valiliği) seit dem Putschversuch 
im Juli 2016 herrscht im Land auch im erweiterten 
Sinne Ausnahmezustand. Der in Permanenz geltende 
Ausnahmezustand mit seinen weitreichenden Dekre-
ten mit Gesetzeskraft ist Hauptmotor eines rapide vo-
rangetriebenen Faschisierungsprozesses.1 Durch die 
heißen Nächte dröhnen bis spät in der Nacht islamis-
tisch-konservative Hymnen: Der türkische Nationa-
lismus wird mit pathetischen Märschen wie "Unsere 

1  	  https://revoltmag.org/articles/zwischen-faschisierung-eliten-
zwist-und-widerstand-die-t%C3%BCrkei/	

Gegenöffentlichkeit und Widerstand gegen 
die Repression des Staates in der Türkei
Johanna Bröse



Minarette sind Bajonette" sowie mit massenhaft in die 
Höhe gestreckten Wolfsgrüßen gefeiert. In den Main-
stream-Medien sind Bilder dieser ekstatischen Volks-
beschwörung ununterbrochen auf Sendung. Ebenso 
in Dauerschleife laufen die wortgewaltigen Reden di-
verser Politiker*innen, die eine erbarmungslose Härte 
gegenüber allen "Staatsfeinden" einfordern: Gülen-
Anhänger*innen, aber auch alle linken und kritischen 
Stimmen im Land, insbesondere die kurdischen und 
alevitischen oppositionellen Minderheiten. In Zeiten 
der Krise einer immer autoritärer auftretenden Staats-
macht rücken Medien und Wissenschaft ins Zentrum 
des Schusswechsels. 

Sichtbar wird dies in den Medien: Durch ihre Hilfe 
(exemplarisch hierfür die berühmten Pinguine, die 
das Staatsfernsehen während der gewaltvollen Gezi-
Park-Räumungen sendete) oder ihre Unterdrückung 
(etwa durch das Verbot von 189 Medienanstalten bis 
Februar 2018) wird die Polarisierung der Gesellschaft 
vorangetrieben. Die rechten, antidemokratischen 
Kräfte werden allgegenwärtig, kritische und linke 
Stimmen werden zum Schweigen gebracht. Kriti-
schen Journalist*innen gegenüber poltert Erdoğan 
etwa, dass sie keine Journalist*innen seien, son-
dern an Bombenlegung und Diebstahl beteiligte 
Terroristen2 . Und das sind keine leeren Drohungen: 
Regimekritische Texte oder Social-Media-Einträge 
von Beschuldigten reichen aus, um der Terrorpro-
paganda oder der Mitgliedschaft in einer Terroror-
ganisation beschuldigt und angeklagt zu werden.3  
Das Sichtbarmachen von Unrecht ist eine Aufgabe, 
der nur mit spitzer Feder und einem kühlen Kopf, 

2 	  http://sendika62.org/2017/09/erdogan-bildiginiz-gibi-hapisteki-
lerin-cogu-gazeteci-degil-bunlar-terorist-446107	
3 	  Das zeigt auch die aktuelle Verhaftungswelle gegenüber Men-
schen, die sich kritisch gegenüber dem Angriffskrieg auf Afrin seit Ende 
Januar geäußert haben. Laut der Webseite turkeypurge wurden bis Mitte 
Februar bereits 845 Menschen inhaftiert. (https://turkeypurge.com/845-
people-detained-turkey-opposing-afrin-operation-far-data)	

aber auch mit einem brennenden Herzen und dem 
Bewusstsein der Gefahren zu bewältigen ist. "Wir 
werden bis zur letzten Sekunde unsere Übertra-
gung fortsetzen", postet Eyüp Burç, Chefredakteur 
von imc tv, einem der größten Nachrichtensender 
der Türkei, als im Oktober 2016 dessen Schließung 
unmittelbar bevorsteht4 . Die Redaktion postet auf 
anderen Kanälen Kurznachrichten und Bilder von 
sich, wie sie geschlossen auf das Eintreffen der Po-
lizei warten. 319 Journalist*innen wurden seit dem 
Sommer 2016 verhaftet, wichtige alternative Nach-
richtenagenturen wie DİHA (Dicle News Agency) 
und JINHA (Jin Haber Ajansı) wurden nach zahllosen 
Zensurversuchen und Hackerangriffen geschlos-
sen, Büroräume und Infrastruktur beschlagnahmt. 
Sichtbar werden die Zurichtungen der Gesellschaft 
auch in den Bereichen Bildung und Wissenschaft: 
Die Veränderungen in der Kultur- und Bildungspo-
litik zielen auf die Erschaffung und Normalisierung 
konservativer, autoritär aufgeladener Orientierun-
gen der Menschen. In Erdoğans Türkei ist kein Platz 
für kritisches Denken und freie Meinungsäußerung. 
Aus dem Schulsystem wurden seit dem Militär-
putsch besonders viele linke und kurdische sowie 
gewerkschaftlich organisierte Lehrer*innen entlas-
sen. Etwa Semih Özakça, der gemeinsam mit der 
Wissenschaftlerin Nuriye Gülmen zu den Gallions-
figuren des Widerstands gegen die  Entlassungen 
wurde. Im Bildungsbereich sind die Folgen der Ent-
lassungswelle sehr stark zu spüren: 3000 Schulen, 
Universitäten und Wohnheime für Studierende wur-
den geschlossen. Etwa 5800 Wissenschaftler*innen 
und 30 000 Lehrkräfte haben seit Sommer 2016 ihre 
Arbeit verloren. Rund 2000 Personen hatten zuvor 
den Aufruf "Wir werden nicht Teil dieses Verbrechens 
sein" der Akademiker*innen für den Frieden (Barış 
İçin Akademisyenler) unterzeichnet. Anlass war der 

4 	  https://neue-debatte.com/2016/09/30/wir-werden-bis-zur-
letzten-sekunde-unsere-uebertragung-fortsetzen/	
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von der türkischen Regierung im mehrheitlich kur-
dischen Südosten der Türkei entfesselte Krieg seit 
Herbst 2015. Es folgte eine Repressionswelle gegen 
die Friedensakademiker*innen, die immer noch 
anhält und die durch die Möglichkeiten der OHAL-
Gesetzesdekrete immer wieder neues Futter erhält. 
Einem großen Teil der Unterzeichner*innen wurden 
die Pässe für ungültig erklärt oder eingezogen, sie 
wurden daran gehindert, neue Jobs zu finden, phy-
sisch und psychisch bedroht und angegriffen, durch 
Denunziationen und Stigmatisierungen einem "sozi-
alen Tod" ausgesetzt. Zahlreiche Akademiker*innen 
sind zwischenzeitlich ins Exil gegangen; auch nach 
Deutschland.5  Die massenhafte Entlassung zeitigt 
bereits jetzt ihre Auswirkungen auf die Wissenschaft: 
Die Zahl der von türkischen Akademiker*innen pro-
duzierten Forschungsergebnisse sank laut einem 
kürzlich veröffentlichten Bericht im Jahr 2017 um 28 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr.6  Es kann davon 
ausgegangen werden, dass ein Großteil kritischer 
Veröffentlichungen davon betroffen ist. Die Qual-
itätseinbußen von Bildung in Schulen und Univer-
sitäten werden auf Jahre hinweg zu spüren sein. 
Es wird deutlich: politische Hegemonie und Ber-
ichterstattung – sei es in den Medien oder in den 
Bildungseinrichtungen des Landes – gehen Hand 
in Hand. Die kritischen Stimmen auf der Straße 
und auf dem Papier sind aber dennoch weit schw-
erer zu unterdrücken, als die nationalistisch-faschis-
toide Staatsgewalt es gerne hätte. Das gewerk-
schaftsnahe Informationsportal Sendika hat eine 
ironisch-widerständige Art, mit Blockaden ihrer 
Plattform umzugehen. Nach jedem erfolgreichen  
Angriff auf die Internetseite durch die Staatsbehörden  

5 	 https://www.kontextwochenzeitung.de/ueberm-kesselrand/314/
das-echo-eines-tuerkischen-friedensaufrufs-4297.html	
6 	 https://turkeypurge.com/28-pct-decrease-in-academic-research-
output-due-to-post-coup-purge-in-turkey-report	

erstellen sie eine neue Webadresse, mit einer fort-
laufenden Nummer: sendika1.org, sendika2.org und 
so weiter. Aktuell kann die Seite unter sendika62.org 
besucht werden. Die Agentur JINHA lebte beispiels-
weise rasch als SUJIN weiter, nach einem erneuten 
Verbot im Sommer 2017 weiter als JinNews. In der 
Nachrichtenagentur, die nur von Frauen geführt 
wird, werden immer wieder neue kreative Wege 
gesucht, mit Zensur umzugehen. In ihrer Arbeit ist 
den Journalistinnen immer bewusst: "Deine Arbeit 
kann als Beweis gegen dich verwendet werden"7 . 
Mit zahlreichen anderen feministischen Strukturen 
in der Türkei eint das Anliegen von JINHA – trotz 
unterschiedlicher Ausrichtungen und Strömungen 
– eines: Sie versuchen, kritische Frauen*stimmen 
hörbar zu machen. Frauen berichten über Gewalt, 
Ungleichheit und Unterdrückung von Frauen und 
machen dabei deutlich, dass der patriarchale Staat 
und die Regierung als Hauptquellen der Repres-
sion auszumachen sind. Die Auseinandersetzungen 
zwischen dem Machtapparat, den bürgerlichen Op-
positionspolen sowie der bisher diffusen demok-
ratischen Widerstandsfront mit all den kleinen Mik-
rokämpfen wird zeigen, wie die Situation der bislang 
Unterdrückten sich entwickeln wird.

Johanna Bröse, Sozialwissenschaftlerin, freie Journalis-
tin und Redakteurin des re:volt magazine und kritisch-
lesen.de. Arbeitsschwerpunkte: Rechte Formierungen, 
Rassismus, Medien, Flucht, Solidaritätsstrukturen, Wid-
erstand, Soziale Frage. 

7 	 http://missy-magazine.de/blog/2017/01/18/reporterinnen-mit-
grenzen/	
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Das Weltsozialforum (WSF) wurde erstmalig und in der 
Folge zeitgleich zum jährlich stattfindenden Weltwirt-
schaftsforum veranstaltet. Das Weltwirtschaftsforum 
versammelt die politischen und wirtschaftlichen Eliten, 
die sich hinter verschlossenen Türen im schweizeri-
schen Davos treffen. So konnte sich das WSF als offener 
Raum einer planetarischen Zivilgesellschaft im bra-
silianischen Porto Alegre als Gegengipfel behaupten 
und wurde so auch in der medialen Berichterstattung 
dargestellt. In der Folge kam es zu einer viralen Verbrei-
tung der Idee, zivilgesellschaftliche Akteure zusam-
menzubringen, um gemeinsame Ziele auszuloten und 
politisch aktiv zu werden. Eine Weltsozialforumsbewe-
gung breitete sich weltweit aus, die sich in Veranstal-
tung von zahllosen städtischen, ländlichen, nationalen 
und internationalen Sozialforumsevents manifestierte. 
Auf dem ersten WSF 2001 traf sich auch eine Gruppe 
von Journalist*Innen aus verschiedenen Ländern. Un-
ter anderem entstand das Netzwerk für eine "geteilte 
Kommunikation" (Comunicação Compartilhada) CI-
RANDA (http://www.ciranda.net). CIRANDA ist eine 
insbesondere von Journalistinnen aus Brasilien ge-
startete Initiative, die das Ziel verfolgt, ein Sprachrohr 
für Protestbewegungen zu sein und dabei möglichst 
die Aktivist*innen selbst sprechen zu lassen. Die Web-
seite war für den Verbund von Medienaktivist*innen 
im WSF ein zentrales Verbindungsglied: Sie bot Raum 

für Autor*innen, eigene Beiträge zu ihren Protestthe-
men zu erstellen. Ein transnationales Netzwerk für 
freie Medien entstand, das auch vom Weltsozialfo-
rumsevent unabhängige Strukturen aufgebaute, die 
zunächst projektbasiert liefen und dann auch in die 
Veranstaltung eigener Weltsozialforen für freie Medi-
en übergingen. Während des WSF in Nairobi 2007 ar-
beitete das Netzwerk Freier Medien im Rahmen eines 
Projekts mit lokalen Aktivist*innen, die ein Gemein-
deradio aufgebaut hatten. Ein gemeinsames Projekt 
zu Gemeinderadios wurde in Kooperation mit Nairobi 
in Brasilien realisiert. Über derartige gemeinsame Pro-
jekte entstanden und stabilisierten sich länderüber-
greifende Initiativen. So wurde etwa "CIRANDA Afro" 
(das afrikanische Pendant CIRANDAs) gründet. 
Im Weltsozialforum gibt es heute nicht nur Initiativen 
freier Medien, die für eine mediale Präsenz des WSFs 
sorgen, sondern auch Initiativen, die versuchen Bewe-
gungen miteinander dauerhaft in Kontakt zu bringen. 
Letzteres sind beispielsweise Initiativen wie openFSM 
(ein nach der Idee des offen Raumes konzipierter On-
line Blog, das WSF-Extented (Verknüpfung von Ver-
anstaltung an verschiedenen Orten über Online-Tele-
konferenz), Flamme d’Afrique (eine Zeitung, die noch 
während des Weltsozialforums erscheint und über die 
Vorkommnisse berichtet) oder das WSF TV (eine Seite, 
die Videoberichte allen zugänglich macht).

Eine andere Kommunikation ist möglich – 
Die Entwicklung eines transnationalen  
Netzwerks freier Medien 
Christian Schröder

Im Jahr 2008 wurde die erste eigene Veranstaltung 
für freie Medien organisiert: Das erste Weltforum der 
Freien Medien wurde in Brasilien veranstaltet. Nicht 
mehr nur die mediale Berichterstattung über das WSF 
verbindet das Netzwerk freier Medien, sondern auch 
eine Reflexion über das eigene Thema: das Recht auf 
Kommunikation. Der Slogan "Eine andere Kommuni-
kation ist möglich", etablierte sich in Anlehnung an 
und zugleich in Abgrenzung vom WSF-Slogan "Eine 
andere Welt ist möglich". Im Juli 2012 fand während 
der Klimakonferenz Rio +20 das zweite Weltforum der 

Freien Medien statt. Hier wurde das Thema freier Me-
dien als Recht zu informieren und als Recht informiert 
zu werden (als ein Gemeingut) proklamiert. Das dritte 
Weltforum der Freien Medien wurde im Jahr 2013 in 
Tunis veranstaltet. Dort wurde ein Prozess mit dem 
Ziel initiiert, eine eigene Charta der Prinzipien aufzu-
stellen (ähnlich der Charta der Prinzipien des WSF), 
die eigene Strukturen für die Akteure im Bereich freier 
Medien definieren sollte und die auf dem WSF 2015 in 
Tunis verabschiedet und auf dem WSF 2016 in Kanada 
weiter debattiert wurde. 

Rita Freire holds a degree in journalism from the "Fac-
uldade de Jornalismo da Fundação Casper Líbero" and 
a post-graduate degree in International Politics from 
the "Fundação Escola de Sociologia e Política de São 
Paulo". She is the editor and coordinator of "Ciranda 
Internacional de Comunicação Compartilhada", as well 
as the director of the "Associação Internacional de Co-
municação Compartilhada" (Compas). She is active in 
feminist social movements, the World Forum of Free 
Media and the International Council of the World Social 
Forum. Rita was elected by the Brazilian civil society as 
president of the Conselho Curador that is in charge of 
ensuring the principles and autonomy of the Brazilian 
Communications Company (Empresa Brasil de Comu-
nicação, EBC), that aim at preventing the interference 
by the Government and the market in the program-
ming and management of public communication.

Christian Schröder: The World Social Forum for Free Media 
will be organizing events and activities during the World 

Social Forum taking place in March 2018. Can you tell us 
about the topics that will be discussed during the event?

Rita Freire: The World Forum for Free Media (WFFM) did 
not call for an independent edition, which usually occurs 
two days before the WSF, but organized many activities 
within the WSF and will collectively cover the World So-
cial Forum in the manner of a collaborative communica-
tion (comunicação compartilhada). There will be a wide 
range of themes. Among others there will be activities 
discussing the issue of the trials and pressures of all kinds 
on the part of multinationals who want to prevent the 
investigation work concerning them, possibilities of re-
search and action for the democratization of commu-
nication, including the impact of media concentration, 
media manipulation, fakenews on cultural diversity, a 
discussion about the possibilities for an inclusive, femi-
nist and antiracist Internet and the manipulation of the 
hegemonic media in the political process in Brazil and 
elsewhere. Moreover, there will be workshops adressing 

"The Brazilian situation is not isolated. Social movements have produced changes 
on the Latin American continent but today these changes are under attack".

   Interview with Rita Freire
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challenges and networking among community TV and 
radio in cross-border solidarity broadcasting as well as 
workshops about the political side of technologies like 
the question how people can have access and control 
of technologies in terms of internet governance or free 
software development. Moreover, we will discuss the 
future of the WFFM itself, with a meeting of representa-
tives from America, Europe and Africa. It will also launch 
a publication on several topics under discussion. And it 
will have discussions about the role of university com-
munication at a time when democracy is under attack, 
including the university itself. 

Christian Schröder: In October 2018 there will be elec-
tions in Brazil. Can you tell us about the current situation 
of free media in Brazil?

Rita Freire: After the coup against Dilma Rousseff, the 
situation of free media has further deteriorated. I was 
elected by the civil society as president of the "Con-
selho Curador” of the public Brazilian Communication 
Company (EBC) for a term ending in 2017. However, I 
lost that position as soon as Michel Temer took over the 
presidency in April 2016. The EBC has a news agency 
that served state, private, free and alternative media; 
and a radio agency that distributed content to commu-
nity radio stations. In addition to all this, the EBC had 
a role to organize the entire national public commu-
nication network, which involves the media of states, 
university as well as community and alternative media.
By interferring with the EBC, Temer commited a crime 
against the Brazilian society, dismantling an entire dem-
ocratic and plural structure of communication. Public 
communication is a right guaranteed by the Constitu-
tion defining that the country should have a system 
of communication in complementarity to the private, 
state and public media. Communication should not be 
subject to the dictates and orders of the government, 
political parties and the market. It should be a system 
that exists under the sovereign management of the civ-

il society, with participation in a deliberative character. 
That it is really a public communication system.
In several countries of the world this communication is 
under the management of councils representing civil 
society. And this was the condition of EBC until extin-
guishing the "Conselho Curador”. It ended its autono-
my in determining that the chair of the company can 
be changed at any time by the President of the Repub-
lic. The Board has been replaced by a board of directors 
made up of government ministers, which then defines 
all content to be generated and distributed.
This is an attack on the freedom of expression. This gov-
ernment felt entitled to take the public communication 
system out of the hands of civil society. The EBC was at 
the heart of this public and democratic system of com-
munication, which was also responsible for promot-
ing independent and regional production. We are in a 
phase of resistance now because if the EBC is not an-
nihilated, it will only fulfill a role as a government press 
office.

Christian Schröder: How do you see the role and impact 
of free media in the world today?

Rita Freire: The Brazilian situation is not isolated. So-
cial movements have produced changes on the Latin 
American continent but today these changes are under 
attack. The coup in Brazil is an example, but countries 
like Argentina, Venezuela, Honduras and Paraguay have 
also been targets of the attacks, withdrawal of social 
policies and overthrows of governments. And the press 
protects this series of attacks by saying that they are for 
the good of the economy. Today in Latin America and 
other countries the commerical interest and the interest 
of the government controls access of media that is again 
in favor of an anti-democratic ideology serving those in 
power and leading to a privatization of ressources and 
the enforcement of a hegemonial culture.

Rita Freire auf dem Weltsozialforum in Bahia 2018 
von Christian Schröder Weltsozialforum Bahia2018 von midía ninja

Weltsozialforum Bahia2018 von midía ninja



 

communication 
rights_

Impressum
Medienkollektiv Ciranda
Hemberger, Ulrike; Plöger, Andrea und Schröder, Christian (Hrsg.) 2018
Fotos: © Alice Salomon Hochschule Berlin

Supported by the Solidarity Fund of the Hans-Böckler-Foundation

Logo des Symposiums, entworfen von Antonia Frank, Studierende der ASH.




